
Der Aufstieg der extremen Rechten und des
Faschismus

Markus Lehner, Neue Internationale 270, Dezember 2022/Januar 2023

Die Polarisierung zwischen einem „autoritären“, konservativen und einem „demokratischen“
bürgerlichen Lager kennzeichnet die Situation in vielen imperialistischen wie auch halbkolonialen
Ländern. Die aktuelle kapitalistische Krise selbst befördert diese Polarisierung und die Tendenz zum
Populismus, zur Radikalisierung im bürgerlichen Lager, dem ein vorgeblich demokratisches
gegenübersteht.

Letzteres versucht, sich als „fortschrittliche Alternative“ zu präsentieren, und reicht von der
liberalen Bourgeoisie (einschließlich Teilen der Konservativen) über die Grünen bis hin zur
Sozialdemokratie und Teilen der Linksparteien und des Linkspopulismus.

Scheinalternative

Politisch steht es für Elemente der staatlichen Intervention, des Korporatismus, der Einbeziehung
von Unternehmer:innen und Gewerkschaften oder anderen Vertretungsorganen der Lohnarbeit in
die Sozialpartner:innenschaft.

Ökologische und ökonomische Versprechen wie der Green (New) Deal, begrenzte Sozialreformen,
formale demokratische Verbesserungen für Frauen oder rassisch Unterdrückte sollen die Masse der
Lohnabhängigen und Unterdrückten bei der Stange halten, ohne jedoch die Akzeptanz des
Finanzkapitals und eine Erneuerung des Kapitalstocks in den jeweiligen Ländern in Frage zu stellen.
All dies wird mit einer demokratisch verbrämten imperialistischen Außenpolitik kombiniert.

Es ist kein Zufall, dass eine solche Politik vor allem in den reicheren imperialistischen Ländern mit
einer relativ großen Arbeiter:innenaristokratie und umfangreichen lohnabhängigen Mittelschichten
eine gewisse Grundlage finden kann. In den Halbkolonien, aber auch in den bonapartistischen
imperialistischen Regimen, muss die „Demokratie“ durch nationalistische und chauvinistische
Ideologie ersetzt werden. Die populistisch organisierte Massenunterstützung muss dort auf solche
Ideologien zurückgreifen, wie z. B. den zunehmenden völkisch konnotierten Nationalismus in
Russland oder den Hinduchauvinismus in Indien.

Die Polarisierung im bürgerlichen Lager ist jedoch auch das Ergebnis der inneren Krise der
Bourgeoisie und der veränderten Lage der Mittelschichten und des Kleinbürgertums. Die Krise
untergräbt nämlich ihre Stellung in der Gesellschaft und drückt ihre wirtschaftlich aktiven Teile an
die Wand. Die Kombination aus internen Konflikten in der Bourgeoisie und der Führungskrise der
Arbeiter:innenklasse führt dazu, dass die Mittelschichten und das Kleinbürgertum, enttäuscht von
den Hauptklassen der Gesellschaft, eine scheinbar unabhängige Kraft hervorbringen – sowohl auf
der rechten als auch auf der linken Seite, zusammen mit einer Reihe von Schwankungen zwischen
den Polen.

Vor diesem Hintergrund präsentieren sich rechtspopulistische, scheinbar gegen das Establishment
gerichtete Parteien und Organisationen als Scheinalternative des „kleinen Mannes“, der „normalen“
Menschen.
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Faschismus

Neben dem bedrohlichen Anstieg rechtspopulistischer, rassistischer und rechtsextremer
Organisierung darf die faschistische Gefahr in ihren verschiedenen Gestalten nicht vergessen
werden. Nachdem die Linke lange Zeit in allen möglichen politischen Tendenzen und
Verschärfungen staatlicher Repression bereits den „Faschismus“ ante portas (vor den Toren zur
Machtergreifung) sah, stand sie lange Zeit fassungslos dem wachsenden populären Massenanhang
für Antimigrationsmobilisierungen, Protesten gegen liberale Gesetzgebungen in Gender- oder
Antidiskriminierungsfragen, Klimaschutzregeln, Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung gegenüber.
Die Konfrontation mit diesen rechten Massenphänomenen war für die sogenannte
„antifaschistische“ Linke viel schwieriger als das Stoppen kleiner Neonaziaufmärsche oder -aktionen
der Vergangenheit. Dabei können sich gerade Faschist:innen im Windschatten dieser Bewegungen
in viel wirksamerer Weise aufbauen als früher.

Der Faschismus ist nicht bloß eine bestimmte, besonders reaktionäre ideologische Strömung
innerhalb bürgerlicher Politik. Er stellt vielmehr die äußerste Form des konterrevolutionären
Bürgerkriegs gegen die Gefahr der sozialen Revolution in Zeiten zugespitzter sozialer Krisen dar. In
den 1920er/-30er Jahren war er das letzte Mittel der Bourgeoisie, um durch Massenmobilisierung
die revolutionäre Arbeiter:innenbewegung zu zerschlagen. Normalerweise vertraut bürgerliche
Politik auf die Integration der Massen durch politisch-demokratische Institutionen, die bürgerliche
Öffentlichkeit („Zivilgesellschaft“) und repressive Mittel des Staatsapparates. Darüber hinaus sollen
radikalere Klassenkämpfe und damit verbundene reformistische und gewerkschaftliche
Organisationen auch durch Mittel des Bonapartismus im Zaum gehalten werden – und sei es, um
„Schlimmeres zu verhindern“.

Doch ab einem gewissen Punkt der Zuspitzung des Klassenkampfs bedarf die Wiederherstellung der
bürgerlichen Ordnung radikalerer Mittel, die auf die Zerschlagung nicht nur der sich selbst
organisierenden und revolutionären Bewegungen der Klasse und Unterdrückten, sondern der
gesamten organisierten Arbeiter:innenbewegung zielen. Der Zweck der organisierten und militanten
Massenbewegung des Faschismus besteht dabei darin, über die staatliche Repression hinaus eine
politische Atomisierung der Arbeiter:innen und Unterdrückten herbeizuführen. Für die faschistische
Herrschaft ist nicht einfach die Übernahme der Machtpositionen im bestehenden Staat
entscheidend, sondern auch die Bewegung hin zur Machtübernahme, die die Unterklassen
durchdringt und jeglichen Widerstand im Keim erstickt. Es ist daher für den Faschismus
charakteristisch, dass er als Bewegung des rabiaten Kleinbürger:innentums samt demoralisiertem
Anhang in anderen Klassen beginnt und diese gesellschaftliche Kraft zu einer Bewegung, einem
Rammbock gegen die Arbeiter:innenbewegung – und oft zuerst gegen deren unterdrückteste Teile –
zusammenschweißt.

Eine solche totalitäre Form des Kampfes um die Macht erfordert eine organisierte
Massenbewegung, die sich auf verzweifelte, von Aggression und Irrationalismus getriebene Teile
von Unterklassen stützt, die in der sozialen und ökonomischen Krise aus ihrer bisherigen
„bürgerlichen“ Scheinwelt entwurzelt wurden. Traditionell waren dies Teile des
Kleinbürger:Innentums und des Lumpenproletariats. Mit der sich seit einigen Jahrzehnten
entwickelnden Krise der Arbeiter:innenklasse selbst, ihrer größer werdenden Differenzierung und
Spaltung sind es auch vermehrt Schichten der von der Krise betroffenen Lohnabhängigen, die, vom
Reformismus enttäuscht, sich den rechten Rattenfänger:innen anschließen. So z. B. die Teile der
Arbeiter:innenaristokratie, die vom Abstieg durch Veränderungen des Produktionsprozesses ins
Abseits geschoben wurden. Umgekehrt können der Faschismus – und als Vorstufe der
Rechtspopulismus – eine Anziehungskraft für deklassierte, marginalisierte Teile der
Lohnabhängigen, die aus tariflich gebundenen Arbeitsverhältnissen ausgeschlossen sind und von



den Gewerkschaften nicht organisiert werden, verkörpern. Für diese Schichten erscheinen
reformistische Teile der Arbeiter:innenbewegung als die „Krisengewinner:innen“ in der Klasse, die
sich mit den Mittelschichtsgrünen arrangieren, als besondere Verräter:innen ihrer Interessen und
damit neben den Migrant:innen als primäre Ziele ihres gesellschaftlichen Hasses.

Diese Formen der Entwurzelung, des Aufbaus von Ersatzhassobjekten, des Weltbildes von
Verschwörungen eines „volksfremden“ Establishments gegen die eigentlich gute „bürgerliche“
Gesellschaft führen zu extrem aggressiven Formen von Massenmobilisierungen, die sich letztlich
auch in bewaffneten Organen, von „Bürgerwehren“ bis hin zu Milizen, bündeln lassen. Zumeist
besteht auch eine Nähe zum Personal der bewaffneten Kräfte des „normalen“ bürgerlichen
Staatsapparates, wo es einen überdurchschnittlichen Anteil an Sympathien für rechte politische
Strömungen gibt. So baut sich mit der Zeit ein Netzwerk von Waffenarsenalen, rechtem Terror und
schließlich bewaffneten Organisationen auf, das zum Kampf um die Macht bereit ist.

Diese Form kam vielen Linken gerade in den westlichen Demokratien lange als Relikt der
Vergangenheit vor und über Jahrzehnte hinweg bestand in vielen Ländern auch nicht die
gesellschaftliche Basis für eine faschistische Massenbewegung (auch wenn es durchaus bedeutsame
Ausnahmen gibt).

Faschistische Frontorganisationen

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren faschistische Parteien in Europa und Nordamerika nach den
Erfahrungen des Nazi- und italienischen Faschismus außerdem weitgehend diskreditiert. Die
überlebenden faschistischen Kräfte hatten daher drei Optionen: erstens das Überleben als mehr
oder weniger unauffälliges Netzwerk in bürgerlich-parlamentarischen Parteien; zweitens als kleine,
sektenartige Randgruppen; drittens aber auch durch den Aufbau von faschistischen
Frontorganisationen. Insbesondere in Italien wurde mit der MSI (Movimento Sociale Italiano) eine
Organisation gebildet, die weiterhin einen faschistischen Kern und entsprechende Ideologien
enthielt, aber darüber hinaus als „normale“ Partei im parlamentarischen Rahmen agierte. MSI und
später in Frankreich der FN (Front National) des Jean-Marie Le Pens konnten beschränkte
Massenwirksamkeit erreichen, ohne die eigentlichen faschistischen Formen des Kampfes
einzusetzen. Ihre respektable bürgerliche Fassade, ihr gewöhnlicher Rechtspopulismus konnten
trotzdem faschistische Kerne an sich binden, die diese Form der Frontorganisation als Mittel ihres
langfristigen Aufbaus für den eigentlichen militanten Kampf sahen.

Faschistische Frontorganisationen tragen somit wesentlich widersprüchliche Tendenzen in sich.
Zwischen reinem Verbreiten „faschistischer Ideologie“ (die letztlich immer einen Mischmasch
verschiedener, schon vorgefundener extrem reaktionärer Ideen darstellt) und dem tatsächlichem
Kampf des Faschismus um die Macht besteht ein weites Feld. Sofern solche Fronten dann
tatsächlich Funktionen im bürgerlichen Staat übernehmen ohne die entsprechenden Formen der
faschistischen Machtergreifung, transformieren sich Teile ihrer Führung schnell zu gewöhnlichen
rechtspopulistischen oder rechtskonservativen Politiker:innen und die faschistischen Kräfte spalten
sich ab. So geschehen in den 1990er Jahren in der ersten Regierung Berlusconi in Italien, als seine
Partei zusammen mit der Lega Nord und der zur Alleanza Nazionale (AN) gewandelten MSI eine
Koalition einging. Dies war natürlich keine „faschistische Machtübernahme“. Die
Regierungsbeteiligung führte vielmehr zur „Verbürgerlichung“ eines Teils der MSI und der
Abspaltung der „traditionellen Faschist:innen“, aus denen später die Fratelli d’Italia (FdI) entstand.
Offenbar wiederholt sich gegenwärtig derselbe Prozess mit letzterer – auch wenn die faschistische
Front diesmal sogar die stärkste Kraft in der Koalition ist. Der FN in Frankreich machte schon vor
der möglichen Regierungsbeteiligung einen solchen Wandlungsprozess durch, in dem er sich in das
Rassemblement National (RN) umbaute.



Während der Globalisierungsperiode entwickelte sich ein breites Spektrum von
rechtspopulistischen, rechtsextremen bis hin zu faschistischen Organisationen, die an diese
Vorgeschichte anknüpften. War nationale Abschottung zwar angesichts der faktischen Gewalt der
kapitalistischen Globalisierung kein realistisches Politikprojekt, so wurden nationalistische
Scheinantworten auf die sozialen Folgen der Globalisierung immer verbreiteter. Dies betraf nicht
nur Phänomene wie verstärkte Standortverlagerungen oder Arbeitsmigration, sondern auch
wachsenden Verlust nationaler Gesetzgebungskompetenz angesichts der übermächtigen
Kapitalströme. Mit dem Aufkommen verstärkter Krisentendenzen am Ende der
Globalisierungsperiode haben irrationale nationalistische Alternativen zur Globalisierung immer
mehr an politischem Gewicht gewonnen. Dies ist nicht nur in der völligen Überhöhung von Fragen
der Migration oder von „Genderwahn“ & Co. zu sehen, sondern in Europa insbesondere an Fragen
der EU-Integration. Letzteres führt im EU-Raum zu verschiedenen Formen von
Austrittsbewegungen, zu Bewegungen oder Kampagnen gegen bestimmte EU-Vorgaben, an denen
sich rechte und faschistische Kräfte aufrichten können. Die Rechte benutzt teilweise berechtigte EU-
Kritik zur Selbstinszenierung als Antiestablishmentkämpferin gegen „Globalismus“, „EU-
Establishment“, den „woken Totalitarismus“ etc.

Die AfD

Der Aufstieg der AfD muss im Rahmen dieser allgemeinen Tendenz betrachtet werden, auch wenn
sich ihre Entstehung und Entwicklung deutlich von jener faschistischer Frontparteien unterscheidet.
Gegründet wurde sie weitgehend von EU-kritischen rechten U-Booten in den etablierten
konservativen Parteien (CDU, CSU, FDP), insbesondere aus der Ablehnung des Euro heraus.
Massenwirksam wurde die AfD jedoch vor allem durch extrem rassistische Mobilisierung rund um
Migrationsfragen. Dadurch konnten sich auch rechtsextreme Kreise in der Führung der AfD immer
mehr durchsetzen. Einer Wählerschaft von 10 – 20 % in Deutschland sind angesichts der Wirkung
von kritischer Demagogie bezüglich EU- und Migrationspolitik die offensichtlich rechtsextremen
Figuren in verschiedenen Führungspositionen der Partei immer unwichtiger. Inzwischen wird die
Partei durch den rechtsextremen „Flügel“ unter dem neuen „Führer“ Bernd Höcke dominiert. Er
weist tatsächlich viele Merkmale einer faschistischen Frontorganisation auf, auch wenn sein
Verhältnis zu offenen Naziorganisationen wie den „Freien Sachsen“ durchaus auch konfliktbehaftet
ist. Gerade wo sich der AfD und auch den vom „Flügel“ geführten Organisationen parlamentarische
Möglichkeiten eröffnen (z. B. bei parlamentarischen Manövern mit CDU und FDP in Thüringen), ist
auch letzterer dem Spannungsverhältnis von bürgerlichem Politikbetrieb und offenem Faschismus
ausgesetzt. Das Konstrukt der AfD erlaubt den faschistischen Kernen jedoch, sich genügend fern von
der Diskreditierung durch etablierte bürgerliche Politik zu halten, aber gleichzeitig genügend nahe
am bestehenden Politikbetrieb zu bleiben, um neue Anhängerschaft und Geldmittel zu rekrutieren.
So bauen sie sich auf, als reale politische Kraft, die im Fall der Fälle für den Kampf um die politische
Macht im faschistischen Sinn bereit steht. Auch wenn die AfD insgesamt als rechtspopulistische
Partei charakterisiert werden muss, die ihre Klientel vor allem als Wähler:innen organisiert und
weiter auf eine Koalition mit Konservativen und anderen Rechten abzielt, so enthält sie auch einen
stärker werdenden inneren Teil, der eine faschistische Frontorganisation darstellt.

Anderswo in Europa gibt es verschiedene Formen ähnlicher „Konstrukte“, in denen sich
Faschist:innen auf ihre zukünftige Rolle vorbereiten. Die „Schwedendemokraten“ entstanden direkt
aus einer offen faschistischen Organisation, die sich ähnlich MSI/AN/FdI im letzten Jahrzehnt in eine
rechtspopulistische Partei mit extrem rassistischen Positionen umwandelte. Erhalten blieben jedoch
jeweils faschistische Kerne, die entsprechende Frontorganisationen innerhalb der „gemäßigten“
etablierten Partei bilden und sich oft auch auf eine breitere Unterstützung innerhalb der
Mitgliedschaft dieser Organisationen stützen können. Bei Diskreditierung durch Teilnahme an
Koalitionsregierungen oder deren Duldung besitzen die faschistischen Kerne genügend Spielraum,



um weiterhin als „Opposition“ zu agieren oder eventuell auch Neugründungen anzustoßen. Auch
hier wird mit diesen Konstrukten eine reale faschistische Machtalternative zumindest vorbereitet.

Halbkolonien

In Halbkolonien ist der Aufbau faschistischer Organisationen als Kampfmittel zur entsprechenden
Machteroberung weiterhin schwieriger, da die entsprechenden vom Abstieg betroffenen
Mittelschichten, die von reformistischen Organisationen enttäuscht sich nach alter nationaler Größe
zurücksehnen, nicht so ausgeprägt sind wie in den imperialistischen Zentren. Solche faschistischen
Kräfte treten daher eher in ökonomisch entwickelteren Halbkolonien wie Brasilien auf. In der
islamischen Welt erfüllen extrem islamistische Kräfte oft die Rolle der Atomisierung und
Zerschlagung von progressiver Organisierung der Arbeiter:innen und Unterklassen. Dabei
rekrutierte z. B. der Islamische Staat (Daesch) seine Militanten tatsächlich sehr stark unter
deklassierten Jugendlichen aus imperialistischen Ländern. Der Aufstieg Bolsonaros in Brasilien ist
verbunden mit der Bildung verschiedener reaktionärer Organisationen z. B. rund um evangelikale
Kirchen, bewaffnete Milizen von Agrarunternehmer:innen, Teile von Vereinigungen Angehöriger von
Polizei und Armee, reaktionäre Transportunternehmer:innen und ihre Beschäftigten, offen
rechtsextreme Organisationen (z. B. Movimento Direita in Minas Gerais) etc. Diesem Amalgam von
bewaffneten Gruppierungen fehlte jedoch bisher die vereinigende politische Organisierung. Die
reaktionäre Clownerie des Bolsonaro genügte zwar, um Wahlkämpfe zu führen und eine Welle von
rechtem Terror auszulösen, aber nicht für eine faschistische Form der Machtübernahme – daher als
(vorläufig) ultimative Losung der Aufruf zum Militärputsch. Ob die neuen Parteien des
Bolsonarismus, die PL und die Republikaner:innen, faschistische Frontorganisation werden, hängt
davon ab, ob sich jenseits der politischen Figuren im üblichen Politikbetrieb von Kongress,
Einzelstaaten und Lokalverwaltungen tatsächliche faschistische Kader mit stabilen
Organisationsstrukturen herausbilden, die in diesen Parteien eine wesentliche Rolle spielen können.
Gerade bei Ex-Militärs und im Umfeld der Agrarbosse haben sich in den Mobilisierungen nach der
Niederlage Bolsonaros bereits entsprechende Personen profiliert.

Auch wenn sich faschistische Kräfte heute vor allem im Windschatten reaktionärer rechter Parteien
aufbauen, werden die Opfer der extremen Rechten immer zahlreicher. Zunächst bedeutet die
allgemeine Rechtsverschiebung eine repressivere Politik gegenüber Migrant:innen und
Minderheiten aller Art ebenso wie ein brutaleres Vorgehen rechtslastiger „Sicherheitskräfte“. Durch
die Unterstützung von rechten Medienkonzernen oder die Kampagnen in den „sozialen Medien“
wird ein Klima der Angst und Hetze gegen Linke, unliebsame Journalist:innen und
Lokalpolitiker:innen, Wissenschaftler:innen, Migrant:innen, Minderheiten etc. erzeugt, das sich auch
über Drohungen hinaus bewegt. Verstärkt tritt rechter Terror nicht nur in Einzeltaten, sondern auch
in geplanten Aktionen zutage. Es verwundert nicht, dass in diesen Gewaltakten auch der
Antisemitismus wieder eine Rolle spielt. Rechte Parteien und ihre Sympatisant:innen im
Polizeiapparat verharmlosen diesen Gewaltanstieg bzw. kriminalisieren den Widerstand dagegen.

Reformistische Irrwege

Die Reaktion der reformistischen Organisationen bzw. von progressiven Mittelschichtparteien wie
den Grünen besteht zumeist in der Forderung nach Schulterschluss der „Demokratie“ zur
Verhinderung der Machtbeteiligung der Rechtsextremen. Im Windschatten vertreten auch Teile der
extremen Linken neue Varianten der Volksfrontpolitik in Form von „demokratischen Allianzen“ (wie
jüngst bei der Wahl in Brasilien). Das Problem des Verbündens mit offen bürgerlichen Parteien, die
noch nicht zur Zusammenarbeit mit der extremen Rechten bereit sind, liegt darin, dass sie die
reformistischen Organisationen und die Linke zu noch mehr Zugeständnissen an die bürgerliche
Krisenpolitik zwingen und sowieso viele Forderungen der extremen Rechten z. B. in der



Migrationspolitik mit aufgegriffen werden. Die extreme Rechte kann so die Enttäuschung über den
Reformismus noch weiter vorantreiben und sich als die „wahre Opposition“ des „kleinen Mannes“
gegenüber dem vereinigten Establishment der „Volksfeind:innen“ präsentieren. Wie schon in den
1930er Jahren geschehen, gerät die Volksfront so zur Wegbereiterin des Aufstiegs des Faschismus.

Gewisse Teile der bürgerlichen Öffentlichkeit und auch der Linken vertreten die Ansicht, dass sich
die extremen Rechten am besten durch tatsächliche Regierungsbeteiligung entlarven ließen, in der
sie demonstrieren müssten, dass sie für den Großteil ihrer ärmeren Wähler:innen nicht nur nichts
bewirken würden, sondern sogar weitere Verschlechterungen betreiben. Dies verkennt den
irrationalen Kern der Basis der extremen Rechten, die durch solche Tatsachen nur davon überzeugt
werden, dass der „tiefe Staat“ und die Machthaber:innen „hinter den Kulissen“ die eigenen
Führer:innen an der Durchsetzung ihrer Politik hindern würden. Auch dies führt letztlich nur zur
weiteren Radikalisierung und Bildung neuer, noch rechterer Organisationen. So wurde die
österreichische FPÖ bei ihren Regierungsbeteiligungen jedes Mal in fürchterlicher Weise entlarvt –
um dann kurze Zeit später in neuem, weiter rechts stehendem Gewand in alter Stärke
wiederaufzuerstehen. Auch das Debakel der „Dänischen Volkspartei“, die während ihrer
Regierungstolerierung von 20 % auf heute unter 3 % abstürzte, brachte nur die noch rechtere Partei
der „Dänendemokraten“ hervor, die von ihr die Führungsrolle übernahm.

Das dänische Beispiel zeigt auch ein weiteres ungeeignetes Modell: Hier übernahm die größte
reformistische Partei, die Sozialdemokratie, wesentliche Teile des rassistischen
Migrationsprogramms der Rechten, um es mit klassischer Sozialpolitik für die „eigenen“
Unterschichten zu verbinden. Dieses Modell einer rechtsnationalen Sozialdemokratie wurde
tatsächlich für einige sozialdemokratische Parteien nicht nur in Skandinavien zu ihrem modernen
Weg ernannt. Auch wenn es teilweise in Wahlen erfolgreich war, verhindert es nicht, dass sich
dadurch der rechte Irrationalismus weiter bestärkt fühlt und letztlich doch wieder das „Original“
gewählt wird – insbesondere wenn die so nach rechts gewendete Sozialdemokratie dann doch
wieder klassische bürgerliche Krisenpolitik betreibt. Ähnlich verfehlt ist die Strategie, links von der
Sozialdemokratie linkspopulistische Organisationen aufzubauen, die ebenso eine offene Flanke
gegenüber Rassismus und sozialchauvinistischer Migrationspolitik aufweisen. Auch wenn
Mélenchon in Frankreich oder Wagenknecht in Deutschland zeitweise in der Lage sind,
Wähler:innen von den Rechten in ihre Richtung zu lenken, so bestärken sie ihrerseits die
gesellschaftlichen Spaltungen in den Unterschichten, die gerade zum Aufstieg der Rechten führen.

Kampf

Mit dem Faschismus gibt es letztlich keine „diskursive“ politische Auseinandersetzung.
Faschistische Kader müssen je nach Kräfteverhältnis in direkter Aktion an ihrer politischen Aktivität
gehindert werden. Ihnen darf keine öffentliche Plattform gestattet werden. Dies betrifft auch
Faschist:innen am Arbeitsplatz oder in Gewerkschaften, wo wir für ihren Ausschluss eintreten. Auch
ihr Antritt bei Wahlen muss mit gebotenen Mitteln ver- oder behindert werden. Dabei vertrauen wir
nicht auf den bürgerlichen Staat oder seine Organe (da etwaige Verbote sowieso vor allem gegen
Linke eingesetzt werden), sondern auf die Einheitsfront von Arbeiter:Innenorganisationen und
Vereinigungen anderer gesellschaftlich Unterdrückter.

Bei den rechtspopulistischen Organisationen wie der AfD oder auch der breiteren
Wähler:innenschaft von Frontorganisationen ist ein differenzierteres Vorgehen notwendig, da ihre
Anhängerschaft nur zu einem gewissen Teil aus Faschist:innen besteht. Entscheidend ist aber auch
hier die Einheitsfront, insbesondere die Forderung an die führenden reformistischen
Organisationen,  mit der bürgerlichen Krisenpolitik (die mit den „demokratischen Allianzen“ noch
verstärkt wird) zu brechen und sich in einen gemeinsamen Kampf gegen kapitalistische Angriffe und
rechte Hetze einzureihen. Den Rechten darf der Krisenprotest nicht überlassen werden aus lauter



Angst vor „Querfronten“. Dabei muss in solchen Einheitsfrontaktionen auf den Ausschluss rechter
Kräfte und die Verteidigung der Aktionen gegen Unterwanderung durch Rechte gedrängt werden.
Aktionen der rechten Frontorganisationen, in denen faschistische Kader eine wichtige Rolle spielen,
z. B. Mobilisierungen gegen Geflüchtete müssen ähnlich wie direkt faschistische Aktionen
konfrontiert werden. Politische Veranstaltungen der klassischen Art wie z. B. Wahlkundgebungen
oder Diskussionsveranstaltungen können je nach Kräfteverhältnis rein propagandistisch angegriffen
oder gestört werden. Dabei steht das Aufzeigen der politischen Alternative und die Schwäche der
Rechten bei den entscheidenden Fragen gerade gegenüber unentschlossenen, verunsicherten
Personen aus den sozial bedrängten Unterschichten im Vordergrund.

Die wichtigste Waffe gegen den Aufstieg der extremen Rechten und des Faschismus ist jedenfalls
das konsequente Vorantreiben einer internationalistischen antikapitalistischen Alternative und das
Aufzeigen des revolutionären Weges dahin. Nur dies kann die Scheinalternativen der nationalen
Abschottung, des Vorantreibens gesellschaftlicher Spaltungen und des Aufbaus von
Ersatzfeind:innen für den/die eigentliche/n Klassenfeind:in als Irrwege entlarven. Die Einheitsfront
bildet ein zentrales Instrument zur Überwindung der gesellschaftlichen Spaltungen, wie sie von den
Rechten benutzt werden. In der Einheitsfront erleben die Arbeiter:innen und Unterdrückten die
Solidarität über Grenzen der nationalen Herkunft, Geschlechteridentitäten, Verdienst- und
Bildungsunterschiede, kulturellen und schichtspezifischen Verschiedenheiten hinaus.

Sie ist aber vor allem auch ein wichtiges Instrument, um die weiterhin bestehende
Mobilisierungsfähigkeit reformistischer Organisationen und der Gewerkschaften zu nutzen und ihre
Führung vor den Massen dem Test der Praxis zu unterziehen. Trotzki wies 1932 in „Was nun?“
darauf hin, dass die Lage der Arbeiter:innenbewegung angesichts von Niederlagen, Krise und
Aufstieg der Nazis aussichtslos zu sein schien, dass aber gerade die aus der Situation der Defensive
entstehenden Kämpfe eine Perspektive der Offensive eröffnen würden: „Man darf nicht vergessen,
dass die Einheitsfrontpolitik im Allgemeinen in der Defensive viel wirksamer als in der Offensive ist.
Konservativere oder zurückgebliebenere Schichten des Proletariats lassen sich leichter in den
Kampf ziehen, um das zu verteidigen, was sie bereits besitzen, als um Neues zu erobern.“

Bei einem klaren strategischen Plan der revolutionären Partei für den erfolgreichen Aufbau der
Einheitsfront besteht die weitergehende Perspektive: „Der Widerstand der Arbeiter gegen die
Offensive von Kapital und Staat wird unvermeidlich eine verstärkte Offensive des Faschismus
hervorrufen. Wie bescheiden die ersten Verteidigungsschritte auch sein mögen, die Reaktion des
Gegners wird unverzüglich die Reihen der Einheitsfront zusammenschließen, die Aufgaben
erweitern, die Anwendung entschiedenerer Maßnahmen erforderlich machen, die reaktionären
Schichten der Bürokratie von der Einheitsfront abschütteln, den Einfluss des Kommunismus
steigern, die Barrieren innerhalb der Arbeiterschaft schwächen und damit den Übergang von der
Defensive zur Offensive vorbereiten.“


